Unterrichtseinheit
 'Wald: Natur oder Nutzfläche?'

L5NR2


Nationalratsdebatte

Rolle Bundesrätin (FDP), legt das Geschäft ‚Sondermassnahmen nach Sturm’ dem Nationalrat vor
Situation:
Sie sind Bundesrätin (FDP) des Departementes für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation. Ihr Bundesamt für Umwelt (BAFU) hat die Weisung ‚Sondermassnahmen nach Sturm’ nach Anhörung der Interessenverbände ausgearbeitet. Sie präsentieren als erste Referentin die Botschaft des Bundesrates (L5NR1, als Folie: L5F28BotschaftBR.doc) in der Nationalratsdebatte.

Sie besitzen Wald und verbringen dort ihre Freizeit. Sie haben dort auch ein Häuschen, das nach Gesetz für die Bewirtschaftung im Wald dort stehen darf. Sie brauchen es aber für die Ferien; den Wald bewirtschaften sie nämlich nicht, da es nicht rentiert. Das Brennholz für’s Cheminée im Ferienhaus bringt der Förster aus einem anderen Teil des Waldes bereits kleingemacht herbei. Nur die Bäume vor der Aussicht muss Ihnen der Förster alle 10 Jahre zurückschneiden oder fällen, was aber immer schwieriger wird, da die Zufahrtsstrasse seit zwanzig Jahren nicht mehr unterhalten wurde. Der Förster sagt, das Budget reiche dafür nicht. Ihr Waldteil wurde vom Sturm verschont, jedoch hat es Schäden am gegenüberliegenden, steilen Hang. Nach dem letzten Sturm haben Helikopter, die Holz aus dem Wald flogen, lange Zeit die Ruhe und damit ihre Ferien gestört.

Ihre Ziele sind

-
Gelder ( mind. 20 Mio. Franken der veranschlagten 95 Mio.) für ihr eigenes Amt (BUWAL) durchbringen, da sie sonst Leute entlassen müssen, weil ihr Budget bei der letzten Sparrunde massiv gekürzt wurde

-
Gelder für Waldstrassensanierungen (mind. 50 Mio. Franken) ; das BUWAL lehnt hingegen Waldstrassenneubauten ab wegen der Zerschneidung von Lebensräumen

-
den Anschein machen, sie unterstützten die Ziele ihrer Parteikollegen und –kolleginnen, die keine Subventionierung wollen, sondern dem freien Markt die Entscheidungen überlassen würden

Argumente

könnten sein
-
die Bundesfinanzen sind knapp, sie mussten eine Budgetreduktion von 10% hinnehmen und die Ausgabenbremse verhindert Neuinvestitionen

-
die Arbeitsplätze in der Verwaltung müssen erhalten bleiben, da Beamte Kündigungsschutz geniessen. Das Geld kann also nicht für subventioniertes Holz verwendet werden, da vertragliche Verpflichtungen bestehen

-
Neubau von Waldstrassen schafft nur wenige Arbeitsplätze, da die Hauptarbeit von grossen Maschinen erledigt wird; Strassenunterhalt hingegen braucht Facharbeiter. Zudem können mit Strassenunterhalt die bereits getätigten Investitionen beim Bau wirkungsvoll erhalten werden

-
der Naturraum Schweiz ist auf einen wenig genutzten Wald angewiesen und ist zentrales Fundament des Tourismus

-
Holz ist ein sehr ökonomischer Rohstoff, bleibt doch das Geld bei der Holzenergiegewinnung mehrheitlich im Land

-
Holz ist ein ökologischer Rohstoff, entstehen doch bei dessen Transport und Nutzung kaum gefährliche Verschmutzungen

